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Versprochen – gebrochen ; Vertrauen – verspielt 

Höhergruppierung der Erzieherinnen und Erzieher in Rödermark 

Die FDP hat im Jahr 2014 den Antrag, die KiTa-Gebühren um 3 % anzuheben und damit anteilig (1 %) 
die ErzieherInnen um 2 Gehaltsgruppen höher einzugruppieren, abgelehnt. Abgelehnt aus mehreren 
Gründen. Die 2 % + 1 % Steigerung der Gebühren schien schon damals nicht annähernd ausreichend, 
um die Folgekosten zu decken und die zukünftigen, regulär tariflich bedingten Gehaltsanhebungen 
finanzieren zu können. Die Bedenken wurden schon im Februar 2014 in einem Blogeintrag von Dr. 
Rüdiger Werner klar zum Ausdruck gebracht: http://fdp-roedermark.de/?page_id=337 

Für tarifliche Eingruppierung sind nach Meinung der FDP Rödermark ausschließlich die Tarifparteien, 
nämlich in diesem Falle der Verband der kommunalen Arbeitgeber und Verdi, zuständig. Es kann und 
darf nicht Aufgabe der Stadtverordneten, auch nicht des Magistrates sein, in die Tarifpolitik 
einzugreifen und Tarifparteienaufgaben nach politischer Tageswetterlaune zu übernehmen. Generell 
dürfen aus Sicht der FDP Löhne nicht zum Spielball der Politik werden, denn auch wenn einzelne 
Gruppen damit auf kurze Sicht monetär gewinnen, verlieren doch am Ende des Tages alle 
Steuerzahler, wenn sich die Politik von Wahl zu Wahl mit immer größeren Lohngeschenken den 
Wählerinnen und Wählern anbiedert; schlussendlich zahlt es immer die Allgemeinheit der 
Steuerzahler. Das System der Lohnfindung in Deutschland mittels der Tarifparteien hat sich bewährt 
und sollte nicht wahltaktisch von der Politik (egal auf welcher Ebene) untergraben werden. 

Wie sich dann auch abzeichnete, hatte die Gewerkschaft zunächst die Forderung erhoben, die 
Erzieher um 4 Gehaltsgruppen anzuheben. Heißt praktisch, dass sich die Erzieher/-innen, wenn die 
Höhergruppierung in 2015 wie versprochen erfolgt wäre, sich jetzt statt in der Gehaltsgrupppe S8 in 
der S12 befinden würden. All diese Anzeichen wurden vom hauptamtlichen Magistrat und der 
politischen Mehrheit offensichtlich ignoriert. Mit den Erziehern spielte man stattdessen ein ganz 
übles Spiel: Obwohl den ErzieherInnen unmissverständlich und bei verschiedenen Gelegenheiten die 
Höhergruppierung von S6 nach S8 zugesagt, aber anschließend praktisch verweigert wurde, versucht 
man sich nun mit unhaltbaren und mehr als fadenscheinigen Ausreden aus der Affäre zu ziehen. Und 
dass, obwohl es auch noch einen unmissverständlichen Deal auch mit den Eltern dazu gegeben hatte.  

Fakt ist, dass die ErzieherInnen zwar seit Anfang 2015 nach S8 bezahlt wurden, dies aber nicht als 
echte Höhergruppierung stattfand, sondern durch eine übertarifliche Sonderzahlung. Als Ergebnis 
der Tarifeinigung aus dem Frühjahr 2016 gibt es nun die alte S8 nicht mehr, sondern die neue „S8a“ 
ersetzt die alte S6 und die neue „S8b“ ersetzt die alte S8. Somit rutschen die Rödermärker 
ErzieherInnen nicht aus der alten S8 in die neue S8b, sondern von der alten S6 in die neue S8a. Klingt 
kompliziert und ist es auch. Kurz gesagt: wenn der Mehrheitsbeschluss (Höhergruppierung in S8) aus 
2014 umgesetzt worden wäre, würden sich die ErzieherInnen heute tarifautomatisch in der S8b 
befinden und nicht in der S8a. Dass dem nicht so ist, ruft zu Recht bei den ErzieherInnen einen 
großen Unmut hervor.  
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Die FDP Rödermark hat sich schon immer für eine bessere Bezahlung der ErzieherInnen 
ausgesprochen. An den Beruf sind in den vergangenen Jahren kontinuierlich mehr Erwartungen und 
Anforderungen geknüpft worden – von der Betreuung von Kindern unter drei Jahren bis zur 
frühkindlichen Bildung. Diese bessere Bezahlung muss aber auf höherer Ebene mit einer Aufwertung 
der Berufsausbildung einhergehen. Dass einzelne Kommunen nach Kassenlage oder politischer 
Wetterlage den Tarifvertrag verlassen, kann nicht der Weg sein und führt im ungünstigsten Falle zu 
dem, was jetzt in Rödermark passiert ist: Versprechen wurden nicht gehalten oder können 
schlichtweg nicht gehalten werden und viel Vertrauen geht verloren. Auch das ist ein Grund, warum 
sich die FDP seinerzeit gegen ein Ausscheren der Stadt aus dem Tarifvertrag ausgesprochen hat. 
Vieles hat man intern bei der FDP diskutiert und gehofft, dass die Verantwortlichen der Stadt den 
besseren Überblick haben und es nicht so schlimm kommt, wie man es 2014 bei der FDP 
prognostiziert hatte. Weit gefehlt. Es kam schlimmer.  

Das Hauptargument der Koalition damals, das Versprechen der Höhergruppierung abzugeben, war 
der Mangel an ErzieherInnen in Rödermark. Man erhoffte sich, dass man bei einer besseren 
Bezahlung ein größeres Stück des Kuchens abbekommt. Tatsache ist, dass die Nachfrage nach 
ErzieherInnen überall im Land höher ist als das Angebot, dass es in nahezu jeder Kommune offene 
ErzieherInnen-Stellen gibt. Unter diesen Rahmenbedingungen erschien es der FDP schon immer 
unsinnig, sich mit mehr Geld einen Vorteil im Wettbewerb um die ErzieherInnen erschaffen zu 
wollen. Wenn Geld tatsächlich das ausschlaggebende Kriterium bei der Arbeitsplatzwahl wäre, wäre 
der Effekt nur kurzfristig, bis die restlichen Kommunen nachziehen müssten. Man würde eine 
Preisspirale beginnen, die für viele Kommunen letztendlich ruinös wäre. Letztendlich war der Effekt 
nicht sichtbar, es konnten aufgrund der besseren Bezahlung keine freien Stellen besetzt werden, die 
Situation ist genauso wie vor dem Beschluss. Auch hier haben sich die Argumente der FDP als richtig 
erwiesen. 

Der zuletzt gefasste Beschluss der Stadtverordnetenversammlung, den Erziehern die zugesagte 
Steigerung nach S8b (via S8 alt) nicht zu gewähren, fand die Zustimmung der FDP. Die FDP hat damit 
zu ihrem Wort von 2014 gestanden. Die Liberalen haben der sehr wackligen Höhergruppierung NIE 
zugestimmt und stattdessen stets das Raushalten der Politik aus der Lohnfindung gefordert. Die FDP 
wollte niemals Versprechen gegenüber MitarbeiterInnen zustimmen, die schon damals absehbar 
nicht finanzierbar und damit unseriös sind bzw. waren. Die FDP ist somit nicht wortbrüchig 
geworden. An dieser Stelle muss klar gesagt werden, dass dies auch für die Freien Wähler und SPD 
zutrifft. Nicht zu ihrem Wort gegenüber den ErzieherInnen gestanden haben jedoch die schwarz-
grüne Koalition sowie der hauptamtliche Magistrat mit Bürgermeistern Kern und erstem Stadtrat 
Jörg Rotter.  

Die Umsetzung des Ursprungsantrags, die zu einem außertariflichen Alleingang der Stadt führt 
konnte absehbar nicht gut gehen. Die FDP bedauert sehr, dass die ErzieherInnen sich nunmehr - zu 
Recht - getäuscht und verschaukelt vorkommen müssen. (tobias kruger) 


